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Anlage 47 zur GRDrs 861/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	530 0203
53236000     

	Gesundheitsamt
	EG 10
	Gesundheits-ingenieur
	0,5
	--
	30.700 €


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer unbefristeten 0,5 Stelle für eine/n Gesundheitsingenieur/ingenieurin beim Gesundheitsamt. Damit wird eine bereits zum Stellenplan 2012 geschaffene 0,5 Stelle auf eine Stelle aufgestockt. 
2
Schaffungskriterien

Neue gesetzliche Aufgabe: 
Erneute Änderung der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001, Stand: 06.12.2012) mit neuen Aufgaben.

3
Bedarf

3.1
Anlass
Am 12. Oktober 2012 wurde die Zweite Verordnung zur Änderung der Trinkwasserverordnung beschlossen. Sie ist am 6. Dezember 2012 in Kraft getreten. Auch wenn sie im Vergleich zu der massiven Aufgabenvermehrung, die die am 1.11.2011 in Kraft getretene Erste Änderungsverordnung für die Gesundheitsämter (GÄ) gebracht hatte, wieder einige Pflichten für die Gesundheitsämter zurückgenommen hat, bleibt für diese nach wie vor eine erhebliche Ausweitung ihrer Aufgaben im Bereich Trinkwasserüberwachung bestehen. Für das Gesundheitsamt Stuttgart sind insbesondere die Neuregelungen, die die Hausinstallationen betreffen, von besonderer Relevanz.

Hierbei hat das Gesundheitsamt nach Kenntnisnahme einer Überschreitung des Technischen Maßnahmenwerts (TMW) für Legionellen zu prüfen, ob der Unternehmer und sonstige Inhaber einer untersuchungspflichtigen Anlage seine Pflichten zeitnah umsetzt und die erforderlichen Sofortmaßnahmen ergreift und die betroffenen Verbraucher über den Sachverhalt informiert. 

Um seinen o.a. Pflichten nachkommen zu können, hat das Gesundheitsamt den Fortgang der Sanierungsmaßnahmen zu begleiten und erforderlichenfalls weitere Maßnahmen anzuordnen. 

Zur Bearbeitung dieser neu übertragenen Aufgaben ist entsprechend qualifiziertes technisches Personal erforderlich, das die technischen Gegebenheiten vor Ort bewerten und damit die Plausibilität der vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen abschätzen kann. 
Während des Zeitraums, in dem entsprechend der Ersten Änderungsverordnung zur Trinkwasserverordnung 2001 Großanlagen zur Trinkwassererwärmung, aus denen Wasser im Rahmen einer Vermietung oder einer sonstigen gewerblichen Tätigkeit oder einer öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird, dem Gesundheitsamt anzuzeigen waren, waren dem Gesundheitsamt Stuttgart über 5000 Anlagen angezeigt worden, ganz überwiegend aus dem Mietwohnungsbereich. Das Gesundheitsamt geht aber davon aus, dass längst nicht alle Anlagen angezeigt worden sind. Praktisch keine Anzeigen wurden aus dem Bereich „Beherbergungsgewerbe“ übermittelt. Auch aus dem öffentlichen Bereich wurden bis heute nur sehr wenige Anlagen angezeigt. Das Gesundheitsamt Stuttgart rechnet hoch, dass von mindestens 15 000 Anlagen ausgegangen werden muss und rechnet auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen damit, dass bei einem erheblichen Teil dieser Anlagen der TMW überschritten wird und damit Maßnahmen des Gesundheitsamtes erforderlich werden.
Da die Zweite Änderungsverordnung zur Trinkwasserverordnung erst zum 6. Dezember 2012 in Kraft trat, liegen derzeit noch keine ausreichend gesicherten Erfahrungswerte für die detaillierte Ermittlung des dauerhaften Ressourcenbedarfs vor. Deshalb wird zunächst die Schaffung einer halben Stelle vorgeschlagen.
Abschließend sei ausdrücklich erwähnt, dass unabhängig von dieser neuen Aufgabe die anderen Aufgaben des Gesundheitsamtes im Bereich der Trinkwasserüberwachung nach wie vor vorzunehmen sind. So hat das Gesundheitsamt Trinkwasserinstallationen, sofern daraus Trinkwasser im Rahmen einer öffentlichen Tätigkeit - z.B. Kindertageseinrichtungen - abgegeben wird, hinsichtlich der Einhaltung der Anforderungen der Verordnung durch entsprechende Prüfungen zu überwachen. Andere Anlagen können in die Überwachung einbezogen werden. Im Rahmen dieser Überwachung hat das Gesundheitsamt mindestens die Parameter zu untersuchen oder untersuchen zu lassen, von denen anzunehmen ist, dass sie sich in der Trinkwasser-Installation nachteilig verändern können.

Eine Kompensation der vorstehend beschriebenen neuen Aufgabe durch die vorhandenen Mitarbeiter ist deshalb nicht möglich, insbesondere auch deshalb nicht, weil durch die Inbetriebnahme einer wachsenden Zahl von Kindertageseinrichtungen auch diese Überwachungsaufgaben drastisch zunehmen.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Zur Umsetzung der novellierten Trinkwasserverordnung wurden zum Stellenplan 2012/2013 eine halbe Stelle für einen Gesundheitsingenieur neu geschaffen.

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Mit der jetzt in Kraft getretenen Änderung der Trinkwasserverordnung hat das Gesundheitsamt beim Überschreiten des technischen Maßnahmenwertes für Legionellen zu prüfen, ob und in welchem Zeitraum Maßnahmen zum Gesundheitsschutz erforderlich sind und ob der Unternehmer und sonstige Inhaber der Trinkwasserinstallation den ihm von der Trinkwasserverordnung auferlegten Pflichten nachkommt. Ggf. hat das Gesundheitsamt die erforderlichen Maßnahmen anzuordnen. 

Das Gesundheitsamt trägt somit mit der Entgegennahme der Anzeige einer Überschreitung des technischen Maßnahmenwertes für Legionellen einen Teil der Verantwortung für die Gesundheit der betroffenen Verbraucher. Ohne zusätzliches und entsprechend qualifiziertes Personal kann diese Aufgabe nicht im erforderlichen Umfang wahrgenommen werden.
In der amtlichen Begründung zur Einführung der Untersuchungspflicht auf Legionellen wird Folgendes ausgeführt: 

Nach Auswertung u.a. des Forschungsprojekts CAPNetz – (CAP = Community Aquired Pneumonia) geht man von ca. 800.000 ambulant erworbenen Pneumonien pro Jahr in Deutschland aus. Die Sterblichkeit liegt bei ambulant erworbenen Lungenentzündungen insgesamt bei 6 bis 8%. Damit handelt es sich um die sechsthäufigste Todesursache.

Der Anteil der durch Legionellen verursachten Lungenentzündungen liegt bei etwas über 4 %. Das wären etwa 32.000 Erkrankungen im Jahr durch Legionellen. Bei 6 % mit Todesfolge wären das 1920 Fälle im Jahr.

Rein statistisch würde dies für Stuttgart pro Jahr 15 Todesfälle durch Legionellen bedingte Lungenentzündungen bedeuten.

Nicht berücksichtigt bei diesen Zahlen ist zudem das grippeähnlich verlaufende Pontiac-Fieber, welches ebenfalls durch Legionellen ausgelöst wird.

4
Stellenvermerke

keine






